
TEXT (TEIL B) 
 

 

A. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 (BauGB, BauNVO) 
 
01. Art der baulichen Nutzung 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 6, § 4 BauNVO) 

 

Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete (WA) werden die Ausnahmen unter § 4 Abs. 3 Nr. 4 
und 5 BauNVO (Gartenbaubetriebe, Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

 
 
02. Maß der baulichen Nutzung 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1, § 19 Abs. 4 BauNVO) 
 

 Mit dem Hauptgebäude verbundene Terrassen sind bis zu einer Fläche von 30 m² nicht auf die 
Grundflächenzahl (GRZ 0,3) anzurechnen 

 
 
03. Höhe baulicher Anlagen 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 18 Abs. 1 BauNVO) 
 

Im Plangebiet sind die Geländehöhen (Ist-Geländehöhen über NN) durch Höhenpunkte in der 
Planzeichnung eingetragen. Diese werden grundstücksbezogen als Bezugspunkte gemäß § 18 
Abs. 1 BauNVO festgesetzt. Die zulässigen maximalen Trauf- und Firsthöhen beziehen sich auf 
den jeweils dem Bauvorhaben nächst gelegenen Höhenbezugspunkt. Aufragende technische 
Gebäudeteile wie Antennen, Schornsteine und Blitzableiter sind nicht auf die zulässige Höhe 
anzurechnen. 

 
 
04. Mindestgrößen der Baugrundstücke 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 
  

 Als Mindestgrößen der Baugrundstücke werden festgesetzt für Einzelhäuser 600 m² und für 
Doppelhaushälften 400 m². 

 
 
05. Höchstzahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 

In Einzelhäusern sind maximal zwei Wohnungen, in Doppelhäusern ist maximal eine Wohnung 
pro Doppelhaushälfte zulässig. 

 
 
06. Versorgungsanlagen 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB, § 14 BauNVO) 

 

a) Im gesamten Plangebiet sind Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie nur an und auf 
Gebäuden zulässig, parallel angebracht zur Fassade oder zum Dach. Unzulässig sind 
aufgeständerte oder überkragende Anlagen sowie selbständige oder freistehende 
Solaranlagen. 

 

b) Im gesamten Plangebiet sind Windkraftanlagen, auch als Nebenanlagen, unzulässig. 
Ausnahmen für solche Anlagen i. S. v. § 14 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 BauNVO sind nicht 
zulässig. 

 
 
07. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB) 
 

Die in der Planzeichnung festgesetzten Einzelbäume sind als heimische Laubbäume, 
Hochstamm, 14 - 16 cm Stammumfang, zu pflanzen. Die Bäume sind dauerhaft zu pflegen und 
zu erhalten. Ausgefallene Bäume sind zu ersetzen. 

 



B. Örtliche Bauvorschriften 
 (§ 9 Abs. 4 BauGB, § 84 LBO Schl.-H.) 
 
01. Dachflächen 

Mit Ausnahme von Pultdächern sind alle geneigten Dachformen zugelassen. Die Dachneigung 
der Hauptgebäude muss mindestens 16 Grad und darf höchstens 48 Grad betragen. Die 
Dächer von Hauptgebäuden sind jeweils in einheitlicher Farbgebung zu gestalten. Die 
Einheitlichkeit darf nur für den etwaigen Einbau von Solar- und/oder Photovoltaikanlagen 
unterbrochen werden. Gründächer sind zulässig. 

 
 
02. Nebenanlagen, Garagen, Carports 
 Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete sind Nebenanlagen und Garagen in ihrer Ausführung, 

Gestaltung und Farbe dem Hauptgebäude anzupassen. Geringere Dachneigungen und 
Flachdächer sind zulässig. Überdachte Stellplätze (Carports) können auch in Holzbauweise 
erstellt werden. Innerhalb der Vorgärten bis zur straßenseitigen Baugrenze sind Garagen und 
Carports unzulässig. 

 
 
03. Stellplätze/Garagen 
 Pro Wohnung sind mindestens zwei Stellplätze oder Garagen auf dem jeweiligen 

Baugrundstück vorzuhalten. 
 
 
 

C. Hinweise 
 

01. Bodendenkmale 
Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies gemäß § 15 DSchG unverzüglich unmittelbar 
oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung 
besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer 
des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin 
oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die 
Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die Übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten 
haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es 
ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese 
Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie 
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

 
 
02. Altlasten 
 Werden bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes wie 

abartiger Geruch, anormale Färbung, Austritt von verunreinigten Flüssigkeiten, Ausgasungen 
oder Reste alter Ablagerungen (Hausmüll, gewerbliche Abfälle usw.) angetroffen, ist der 
Grundstückseigentümer als Abfallbesitzer zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten 
Bodenaushubes verpflichtet. Die Altlasten sind unverzüglich dem Fachdienst Abfall, Boden und 
Grundwasserschutz des Kreises Stormarn anzuzeigen. 

 
 
03. Landwirtschaftliche Immissionen 

An das Plangebiet grenzen landwirtschaftlich genutzte Flächen. Ferner wird der Ernte- und 
Bestellverkehr über die Straße 'Rähnwischredder' abgewickelt. Aus diesem Grund wird 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die aus einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen 
Bewirtschaftung resultierenden Emissionen (Lärm, Staub und Gerüche) zeitlich begrenzt auf 
das Plangebiet einwirken können und in Kauf zu nehmen sind. 
 
 

04. Naturschutzfachlicher Ausgleich 
Als Ausgleich für die Beseitigung von zwei insgesamt 9 m langen Knickabschnitten und die 
Beeinträchtigung von insgesamt 126 m Knickabschnitten werden insgesamt 144 m Knick auf 
dem Flurstück 276 im Ortsteil Stellau neu angelegt. Für den Ausgleich des Eingriffs in die 
Schutzgüter 'Boden' und 'Arten und Lebensgemeinschaften' wird dem Plangebiet ein 
Flächenanteil von 3.717 m² aus dem Ökokonto AF 17 und ein Flächenanteil von 6.177 m² aus 
dem Ökokonto 'AF 59' der Gemeinde Barsbüttel zugeordnet. 


